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Unsere Meinung…  
zu Freiflächen Photovoltaikanlagen 
 

Verschiedene Akteure, Firmen, Projekt-
entwickler, Glücksritter, Flächensammler (um 
nur einige zu nennen) sind wieder verstärkt aktiv 
und wollen Flächen für den Bau von 
Photovoltaikanlagen rekrutieren. 
Unsere Landverpächter und Flächeneigentümer 
wenden sich vermehrt um Rat suchend an uns 
und fragen nach unserer Meinung. 
Grundsätzlich begrüßen wir erneuerbare 
Energiequellen. Wir betreiben z.B. selbst eine 
Biogasanlage, welche ca. 1.000 Haushalte mit 
Strom versorgt. Diese erneuerbare Quelle, 
erzeugt Energie im Rahmen unserer 
landwirtschaftlichen Kernkompetenz, regional 
und zum Anfassen. Wir vergären Gülle aus der 
Tierhaltung und Gras- und Maissilage aus 
unserem Ackerbau. Neben Strom wird Wärme 
produziert und das am Ende der 
Wertschöpfungskette gewonnene Gärsubstrat 
ist als organischer Dünger äußerst wertvoll für 
die Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit. Der Anbau 
z.B. vom Mais steht dabei nicht im Widerspruch 
zur Erzeugung von Nahrungsmitteln. Der Mais 
als Sommerkultur ist eine wichtige Frucht 
innerhalb der Fruchtfolge und fördert die 
Bodenhygiene. Oft wird vor dem Maisanbau eine 
Zwischenfrucht angebaut, welche die Flächen 
während der Wintermonate bedeckt und 
zusätzliche organische Masse für den Boden 
bereitstellt. 
 
Photovoltaikanlagen auf Acker- und 
Grünlandflächen, die landwirtschaftlich 
genutzt werden,  lehnen wir ab!  
 
Pauschale Vorgaben von politischen 
Entscheidungsträgern, wie z.B. der 200 m 
Abstand zu Autobahnen oder Schienentrassen, 
berücksichtigen nicht im Geringsten die 
Standortbedingungen - ob Landwirtschaft oder 
Siedlungsbebauung - in den Ortschaften und 
Dörfern.  
 

Unserer Meinung nach gehören 
Photovoltaikanlagen auf Fabrik- und  Hallen-
dächern, als Überdachung von Parkplätzen 
von Supermärkten und Einkaufszentren, in 
den Innenstädten an Fassaden - also dorthin 
wo Flächen bereits versiegelt sind und wo ein 
Großteil des Stromes verbraucht wird. 
 

Warum geschieht das so zögerlich?  
Es ist komplizierter und aufwändiger, man muss 
die PV Anlage beim Bau und bei der 
Gebäudestatik berücksichtigen. Man muss Geld 
in die Hand nehmen, um Parkplätze zu 
überdachen. Es müssen andere Fragen 
beantwortet werden - was geschieht z.B., wenn 
das Gebäude verkauft wird oder die Firma 
insolvent ist. 

Alle Risikofaktoren verringern die Rendite der 
Anlagenbetreiber. 
 

Wir sind der Meinung, dass Solaranlagen 
nicht auf „lebenden Boden“ und aufgestellt 
inmitten der Kulturlandschaft gehören und 
damit die Bewirtschaftung durch Landwirte 
stark einschränken oder unmöglich machen.  
 

Der Boden ist die wichtigste Produktions-
grundlage der Nahrungsmittelerzeugung und ist 
nicht vermehrbar. In den letzten 30 Jahren sind 
in Deutschland aufgrund von Baumaßnahmen 
(Gewerbegebiete, Straßen, Wohnungsbau, 
Einkaufszentren, Flughäfen u.v.m.) rund 
900.000 ha Boden versiegelt und damit 
unbrauchbar für die landwirtschaftliche Nutzung 
worden.  
Das entspricht in etwa der gesamten 
landwirtschaftlichen Nutzfläche Sachsens (!). 
Wo sind die Flächen, welche die nach 
Schätzungen der Welternährungsorganisation 
FAO im Jahr 2040 lebenden 9 Milliarden 
Menschen ernähren? Um die weltweit steigende 
Nachfrage nach Nahrungsmitteln befriedigen zu 
können, wird auch zukünftig jeder Hektar 
Ackerland und jeder Hektar maschinengängiges 
Grünland für die landwirtschaftliche Produktion 
dringend gebraucht. Diese Flächen lassen sich 
nicht am Äquator finden und im Zuge der 
Klimaänderung werden die Gunststandorte eher 
abnehmen. Auf der versiegelten Fläche von 
900.000 ha wurde früher die Nahrung für 3,6 Mio. 
Bundesbürger angebaut. Die Menge wird jetzt 
(nicht CO2 neutral) aus Drittländern importiert. 
Bunte Werbebroschüren, vermeintlich lukrative 
Pachtzahlungen, ein nachhaltiges „grünes“ 
Gewissen, lachende junge Familien vor einer 
Solaranlage - sieht alles gut aus. 
 
Wir konnten uns eine Vielzahl der kursierenden 
Pachtverträge für PV - Anlagen näher 
anschauen. Aus den Verträgen ergeben sich 
zumindest für die Grundstückseigentümer 
wesentliche Fragen. Einige wollen wir hier an 
dieser Stelle nennen: 
■Was ist die genaue Vertragsgrundlage? Die 
Planung kann erst erfolgen, wenn alle Flächen 
im Pool vertraglich gebunden sind. Es gibt einen 
Änderungsvorbehalt, der Grundstücks-
eigentümer hat sein Einverständnis gegeben, 
dass die Planungen nachträglich verändert 
werden können. 
■Gestattet wird nicht nur die Errichtung und der 
Betrieb auf der Vertragsfläche, sondern auch die 
nachträgliche Änderung, Auswechslung, 
Erweiterung und auch ein kompletter Austausch 
der PV Anlage. 
■Nach billigem Ermessen dürfen Wege, Lager- 
und Stellflächen durch den Betreiber errichtet 
werden, Kabelgräben zu Ableitung müssen 
gezogen werden… 
 
 

■Die Durchführung und Unterhaltung von 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf der 
Vertragsfläche werden eingefordert und sollen 
bzw. müssen im Grundbuch eingetragen 
werden. Hier stellt sich drängend die Frage, ob 
diese Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf 
der ehemaligen Ackerlandfläche nach Ablauf der 
Vertragslaufzeit wieder entfernt werden oder ob 
eine landwirtschaftliche Nutzung nach 
Vertragsablauf gar nichtmehr möglich ist. 
■Der Grundstückseigentümer muss sämtliche 
erforderliche Vollmachten und Erklärungen im 
Sinne der PV Anlage abgeben auch solche, von 
denen er zum Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses noch keine Kenntnis hat. 
■Der Grundstückseigentümer stimmt der 
Eintragung einer Grunddienstbarkeit zu. Das ist 
soweit in Ordnung. Die Formulierungen sind 
regelmäßig so gewählt, dass der Vertragspartner 
die Anlage weiterveräußern darf: „…die 
Ausübung der Dienstbarkeit kann auf einen 
Dritten übertragen werden...“ Somit hat der 
Grundstückseigentümer keinen Einfluss darauf, 
wem die Anlage gehört.  Im „schlimmsten“ Fall ist 
das ein ausländischer Finanzinvestor.  
■Wer löscht die Grunddienstbarkeit nach 30 
Jahren und sorgt dafür, dass die Belastung aus 
dem Grundbuch gestrichen wird? Auch vor dem 
Hintergrund, dass die Person nicht mehr 
auffindbar ist.  
■Insgesamt werden 7 Jahre Vorbereitungszeit (4 
Jahre Planungszeit, welche gegen eine jährliche 
Zahlung um weitere 3 Jahre ausgeweitet werden 
kann) vereinbart. In dieser Zeit ist die Fläche 
vertraglich gebunden.  
■Wie wird der Rückbau der PV Anlage nach 30 
jährigen Betrieb organisiert und sichergestellt?  
■Finden Wissenschaftler/ Behörden in den 
kommenden Jahrzehnten heraus, dass PV 
Anlagen entsorgt werden müssen (Stichwort 
Asbest) - wie erfolgt der Rückbau und wer trägt 
die Kosten, die bei Vertragsabschluss nicht 
bekannt und absehbar waren.  
■Gibt es eine finanzielle Rückbauansparung, die 
an den Grundstückseigentümer verpfändet wird, 
damit ggf. der Rückbau bei Ausfall des Investors 
in Eigenregie erfolgen kann.    
 
Die Entscheidung über die Verpachtung muss 
jeder Grundstückseigentümer selbst treffen. Da 
die Grundstücke bis zu 37 oder mehr Jahre 
durch einen verbindlichen Vertrag „aus der 
Hand“ gegeben werden, sollte eine Verpachtung 
wohl überlegt sein und die nächsten  
Generationen mit eingebunden werden. Bei den 
Vereinbarungen handelt es sich um komplexe 
Vertragswerke, die  nach Möglichkeit mit einem 
Rechtsbeistand besprochen werden sollten. 
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